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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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KOHLEALARM/688: Klimakampf und Kohlefront - Verschleierungstaktik ... (Hambacher Forst)

Hambacher Forst - Presseerklärung vom 17. Januar 2020



Gestern hat uns die Nachricht erreicht, dass die deutsche
Bundesregierung entschieden hat, dass der Hambacher Forst nicht gerodet
werden soll. Dies ist eine Erklärung des Hambacher Forst Presseteams:

Wir interpretieren das als Teil einer politischen Strategie mit dem
Ziel, die Waldbesetzung zu delegitimieren. In den folgenden Punkten
wollen wir klarstellen, dass das ein Angriff auf die
Klimagerechtigkeitsbewegung ist. Mike aus dem Hambacher Forst sagt: "Ich
kann nicht akzeptieren, dass der Hambacher Forst als Vorwand benutzt
wird, die andauernde ökozidale und imperialistische Politik des
deutschen Staates zu verschleiern".

Der Hambacher Forst ist nicht, wie die Regierung sagt, gerettet. Der
neue vorgeschlagene Plan von RWE würde aus dem Wald eine Insel
machen in der Grube, gegen die wir seit langem kämpfen. Das Ökosystem
des 12.000 Jahre alten Waldes stirbt, weil immer noch Grundwasser
abgepumpt wird. Wenn RWE den Plan umsetzt und um den Wald herum baggert,
wird sich die Situation drastisch verschlimmern. Wenn die Abbruchkante,
welche jetzt noch etwa 50 Meter vom Wald entfernt ist, nicht vorher
einstürzt, wird der Wald verdursten. Ausserdem muss das Ökosystem Wald
mit der Aussenwelt verbunden sein. Das gilt besonders für den Hambacher
Forst, welcher nur ein Zehntel seiner ursprünglichen Größe hat. Wir
brauchen nicht auszuführen, wie wahnwitzig es ist, dass RWE 2,6
Milliarden Euro gezahlt bekommt für die Zerstörung von Dörfern und
Lebensräumen.

Unser Protest richtet sich nicht nur gegen die Zerstörung des Waldes, es
geht auch darum, jetzt mit der Kohle aufzuhören, und es gibt viele
weitere Gründe, warum die Besetzung im Hambacher Forst ein
Kristallisationspunkt in der Klimagerechtigkeitsbewegung und der
radikalen Linken ist. Der Kampf im Hambacher Forst ist ein Symbol im
Kampf gegen den Klimawandel, deswegen fordern wir den sofortigen
Kohleausstieg.

Der neue Vorschlag ist sogar noch fataler als der der Kohlekommission.
Er torpediert das Klimaabkommen von Paris. Das endgültige Ausstiegsdatum
2045 ist völlig inakzeptabel. Es ist auch viel zu spät, wenn RWE die
Kraftwerke in NRW erst 2038 abstellt, während die Energiefirma Uniper
die Genehmigung bekommen hat, Blutkohle aus Kolumbien und Russland zu
verbrennen in dem neuen Kraftwerk Datteln4.

Aktivistin Nika sagt: "Wir brauchen nicht den Wechsel von Braunkohle zu
Blutkohle. Wir brauchen einen radikalen Systemwechsel jetzt".

Der Kampf um eine bessere Zukunft für uns alle war schon immer
solidarisch mit denen, die direkt betroffen sind. Wir werden die
Entscheidung nicht akzeptieren, dass die Dörfer bei Garzweiler 2
abgerissen werden. Wie wir für den Hambacher Forst kämpfen, so
solidarisch sind wir mit denen, die um ihren eigenen Lebensraum kämpfen.
Sei es im Rheinland, Russland, Kolumbien oder sonstwo. Kapitalismus löst
keine Probleme, er erschafft nur neue. Der Druck auf den Hambacher Forst
mag reduziert sein, aber er steigt woanders. Das ist ganz klar ein
Versuch, ein Symbol zu befrieden und auszuhöhlen. Wir schlagen deshalb
vor, die subversive Energie über den Hambacher Forst hinauszutragen.

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Januar 2020 
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KOHLEALARM/687: Klimakampf und Kohlefront - zu langsam, der Start ... (BEE)

Bundesverband Erneuerbare Energie e.V. - Statement vom 16.01.2020

Beschlossener Kohleausstiegspfad ist zu zögerlich für ein
Energiewende-Land; Ausbaupfade für Erneuerbare Energien bis 2030 lassen
weiter auf sich warten



Berlin - Statement von Dr. Simone Peter, Präsidentin des Bundesverbands
Erneuerbare Energie (BEE), zum heute bekannt gewordenen Kohleausstiegsplan
der Bundesregierung:

"Nach langem Warten liegen die Eckpunkte für den Kohleausstieg nun endlich
vor. Ein verlässlicher Rechtsrahmen für den Ausstieg aus der
klimaschädlichen Stein- und Braunkohle war überfällig. Leider bleibt dieser
hinter den Empfehlungen der Kommission Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung (Kohlekommission) zurück. Dennoch sendet er ein deutliches
Signal an Betreiber und Investoren: Das Zeitalter der Kohleverstromung in
Deutschland ist vorbei.

Mit Blick auf die Klimaschutzziele, die Modernisierung der
Energiewirtschaft und des Industriestandortes Deutschland sind die jetzt
festgelegten Schritte jedoch zu zaghaft. Das ist ein zögerliches Signal für
ein Energiewende-Land, das dem Klimaschutz gemäß dem Paris-Abkommen ebenso
verpflichtet ist.

Mit diesem Ausstiegsplan werden die notwendigen Treibhausgasreduktionen zur
Erreichung der deutschen Klimaschutzziele verfehlt. Das ist bereits heute
absehbar. Auch aufgrund des Klimaschutzgesetzes und der darin enthaltenen
Treibhausgasminderungsziele, deren Erreichung jährlich zu überprüfen ist,
ist erkennbar, dass der heutige Kompromiss nachverhandelt werden muss.
Braunkohleverstromung wird im Jahr 2035 und darüber hinaus nicht mehr
rentabel sein. Der Strommarkt wird durch die Effekte aus dem Europäischen
Emissionshandel marktseitig dafür sorgen, dass der Ausstieg schneller
erfolgen wird. Die Politik gaukelt den Arbeitnehmern in den betroffenen
Regionen falsche Tatsachen vor.

Wichtig ist es jetzt, dass das von der Kohlekommission nochmals bekräftige
Ziel der Bundesregierung, Erneuerbare Energien in der Stromversorgung bis
2030 auf 65 Prozent zu steigern, jetzt rasch mit einem verlässlichen
Ausbaupfad unterlegt wird. Ohne ambitioniertere Ausbaupfade für Wind-,
Solar- und Bioenergie, Wasserkraft und Geothermie, die kurzfristige
Beseitigung der Deckel bei Photovoltaik, Offshore-Wind und flexibilisierter
Biomasse sowie die Vermeidung neuer Hürden, wie pauschale
Abstandsregelungen bei der Windkraft, droht eine Ökostromlücke in der
Stromversorgung.

Gerade auch für die vom Strukturwandel betroffenen Regionen bietet die
Investition in saubere Technologien - von Erneuerbare-Energien-Anlagen über
Speicher bis zu PtX-Anlagen - eine nachhaltige Perspektive, denn die
notwendige Infrastruktur ist vorhanden. Mittel aus dem
Strukturstärkungsgesetz sollten hierfür gezielt eingesetzt werden. Hier
bietet sich die Chance, mit bestmöglicher Beteiligung und Teilhabe der
Bürgerinnen und Bürger, Modellregionen der Energiewende zu schaffen."

Als Dachverband der Erneuerbare-Energien-Branche in Deutschland bündelt der
BEE die Interessen von 55 Verbänden, Organisationen und Unternehmen mit 30
000 Einzelmitgliedern, darunter mehr als 5 000 Unternehmen. Zu unseren
Mitgliedern zählen u. a. der Bundesverband WindEnergie, der Bundesverband
Solarwirtschaft, der Fachverband Biogas und der Bundesverband Deutscher
Wasserkraftwerke. Wir vertreten auf diese Weise 316 000 Arbeitsplätze und
mehr als 3 Millionen Kraftwerksbetreiber. Unser Ziel: 100 Prozent
Erneuerbare Energie in den Bereichen Strom, Wärme und Verkehr.

 * 

Quelle:

Bundesverband Erneuerbare Energie e.V.

Invalidenstraße 91, 10115 Berlin

E-Mail: presse@bee-ev.de

Telefon: 030 2758170 - 16, Fax: 030 2758170 - 20

Internet: www.bee-ev.de
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KOHLEALARM/686: Klimakampf und Kohlefront - Profiteure der Not ... (Umweltgruppe Cottbus)

Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 16. Januar 2020

Zu wenig Klimaschutz, zu viel Entschädigung an Konzerne

Neue Kohleabbaugebiete in der Lausitz aber nicht mehr begründbar



Cottbus/Berlin - Das Umweltnetzwerk GRÜNE LIGA bewertet den heute
veröffentlichten Abschaltplan der Braunkohlenkraftwerke als
klimapolitisches Einknicken der Bundesregierung vor den
Kraftwerksbetreibern. Der Plan beendet jedoch die Diskussion um neue
Abbaugebiete in der Lausitz. Für die Tagebauen Welzow-Süd II und
Nochten-Sonderfeld gibt es keinen Bedarf an Kohle mehr.

"Der zwischen Regierung und Konzernen ausgehandelte Abschaltplan tritt das
Ergebnis der Kohlekommission mit Füßen. Während der Kommissionsbericht Wert
auf einen stetigen Abbau der Kraftwerkskapazitäten legt, sollen jetzt fast
alle Braunkohlekraftwerke kurz vor 2030 oder kurz vor 2039 abgeschaltet
werden. Das bedeutet einen massiven Mehrausstoß von Treibhausgasen."
kritisiert René Schuster von der GRÜNEN LIGA.

Schuster kritisiert auch die Zahlung von Entschädigungen an die
Kraftwerksbetreiber: "Es ist völlig unklar, wofür der EPH-Konzern
Milliardenentschädigungen bekommen soll. Schon vor jeder Diskussion um den
Kohleausstieg war klar, dass die älteren Lausitzer Kraftwerksblöcke im Jahr
2030 vom Netz sein werden. Dafür Entschädigungen an die Milliardäre Kellner
und K?etinsk� zu zahlen ist reine Verschwendung von Steuergeldern."

Da der Abschaltplan jedoch einen maximalen Kohlebedarf der Lausitzer
Kraftwerke bis 2038 festschreibt, sollte die Diskussion um neue
Abbaugebiete nun endlich beendet sein. René Schuster dazu:

"Mit dem vorgelegten Abschaltplan lässt sich weder der Tagebau Welzow-Süd
II noch der Aufschluss des Sonderfeldes Mühlrose begründen. Das Auslaufen
der Tagebaue Welzow und Nochten ohne diese neuen Abbaugebiete muss jetzt
endlich konkret geregelt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16.01.2020

GRÜNE LIGA Bundeskontaktstelle Braunkohle

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/685: Klimakampf und Kohlefront - faule Kompromisse ... (ClientEarth)

ClientEarth - Pressestatment vom 16. Januar 2020

Kohleausstieg: 

Jurist*innen von ClientEarth reagieren auf Pläne der Bundesregierung



Berlin - Rechtlich fragwürdig, kurzsichtig und ein klimapolitischer Flop:
Die Jurist*innen von ClientEarth reagieren auf die Pläne der
Bundesregierung zum Kohleausstieg.

Die Bundesregierung hat heute Details zum geplanten Kohleausstieg
veröffentlicht. Die Jurist*innen von ClientEarth - Anwälte der Erde sind
von den Inhalten schockiert und verurteilen die Pläne aufs Schärfste.

Prof. Dr. Hermann Ott, Leiter von ClientEarth Deutschland, sagte hierzu:
"Die Bundesregierung ignoriert sämtliche Warnungen. Diese Pläne für einen
Kohleausstieg kommen wie aus einem Paralleluniversum, während Australien
brennt und die Ozeane sich aufheizen."

"Im Jahr 2038 könnte Deutschland immer noch eine Leistung von beinahe 6 GW
aus Kohle erzeugen - dabei ist ein kompletter Kohleausstieg bis 2030 der
einzige Weg, um die schlimmsten Auswirkungen des Klimawandels zu vermeiden
und um das Pariser Abkommen einzuhalten."

"Die Regierung hat außerdem anscheinend kein Interesse, das Zuhause der
Menschen rund um den gigantischen Tagebau Garzweiler zu retten. Dessen
Betreiber RWE beharrt weiterhin auf einer Erweiterung. Dagegen werden sich
die Anwohner*innen nun vor Gericht wehren müssen - und die Chancen auf
Erfolg stehen hierbei angesichts des fortschreitenden Klimawandels gut."

"Und als ob das noch nicht genug wäre, wurden den Energiekonzernen, die für
die nächsten 18 Jahre weiter freudig Deutschland und den ganzen Planeten
mit ihrer klimaschädlichen Kohle verdrecken wollen, auch noch staatliche
Entschädigungssummen in Milliardenhöhe versprochen."

"Das ist nicht nur unmoralisch sondern womöglich unrechtmäßig: Die
Entschädigungszahlungen sind noch keine beschlossene Sache, denn die
Europäischen Kommission wird sie anhand strenger Kriterien auf verbotene
Beihilfe prüfen."

"Diese Pläne der Bundesregierung sind ein absoluter Fehlschlag, ein aus
juristischer Perspektive erschreckend kurzsichtiger Schachzug und eine
Beleidigung für all diejenigen, die die verheerenden Auswirkungen des
Klimawandels bereits zu spüren bekommen. Dies darf nicht der politische
Fahrplan sein, der in den nächsten Monaten umgesetzt wird."

ClientEarth hat ein juristisches Gutachten und ein Statement über die
Rechtmäßigkeit von Entschädigungszahlungen für Energiekonzerne im Rahmen
des Kohleausstiegs veröffentlicht.

Die gemeinnützige Umweltrechtsorganisation unterstützt auch die betroffenen
Anwohner*innen rund um den Tagebau Garzweiler dabei, ihre Dörfer vor der
Zerstörung zu retten.

 * 

Quelle:

ClientEarth

Albrechtstr. 22, 10117 Berlin

E-Mail: presse@clientearth.org

Internet: www.clientearth.de
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KOHLEALARM/684: Klimakampf und Kohlefront - zögerlich ... (Klima-Allianz)

Klima-Allianz Deutschland - Pressemitteilung vom 16. Januar 2020

Kohleausstieg kein stetiger Pfad, sondern Irrweg



Zur Bekanntgabe der Einigung zur Stilllegung von Braunkohlekraftwerken
erklärt Stefanie Langkamp, Expertin für Kohlepolitik der Klima-Allianz
Deutschland:

"Für den Klimaschutz ist der heute bekannt gewordene Abschaltpfad für die
klimaschädliche Braunkohle eine Katastrophe. Statt Braunkohlekraftwerke
stetig vom Netz zu nehmen, fährt die Bundesregierung den Kohlekompromiss
vor die Wand. In vielen Jahren werden Kraftwerke erst zum spätest möglichen
Zeitpunkt vom Netz genommen. Fast die Hälfte der Kraftwerkskapazitäten
sollen erst 2035 oder später stillgelegt werden. Nach 2022 und Anfang der
30er-Jahre passiert erst mal lange nichts, viele der dreckigsten Kraftwerke
gehen besonders spät vom Netz. Das ist kein stetiger Abschaltpfad, sondern
ein Irrweg. Viel zu lange verursachen die Braunkohlekraftwerke weiteren
Klimaschaden.

Katastrophal ist der Kohleausstieg auch mit Blick auf die
Tagebaubetroffenen. Zwar erkennt die Bundesregierung endlich an, dass der
Hambacher Wald erhalten werden soll, trotzdem will sie weiter Dörfer für
den Kohleausstieg zerstören. Ein solcher Kohleausstieg wird die Situation
nicht befrieden die Bundesregierung kann sich auf weitere Proteste
einstellen."



Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche Bündnis für
den Klimaschutz. Mit ihren 130 Mitgliedsorganisationen aus den Bereichen
Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur, Gesundheit,
Verbraucherschutz, Jugend und Gewerkschaften setzt sie sich für eine
ambitionierte Klimapolitik und eine erfolgreiche Energiewende auf lokaler,
nationaler, europäischer und internationaler Ebene ein. Ihre
Mitgliedsorganisationen repräsentieren zusammen rund 25 Millionen Menschen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 16.01.2020

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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KOHLEALARM/683: Klimakampf und Kohlefront - ganz oder gar nicht ... (Antje Grothus)

Statement von Antje Grothus zur Bund-/Länder-Einigung zum Kohleausstieg:

Gesellschafts- und klimapolitische Bankrotterklärung



Buir-Berlin, 16.01.2020. "Die Bundesregierung hat es nicht geschafft den
Minimalkompromiss der Kohlekommission umzusetzen. Das ist sowohl
gesellschafts- wie auch klimapolitisch eine Bankrotterklärung. Die
gesellschaftlichen Konflikte um die Kohle in den Regionen und die
Klimakrise werden dadurch seitens der politisch Verantwortlichen weiter
angeheizt.

Ministerpräsident Armin Laschet hat in den nächtlichen Verhandlungen die
Heimat von Menschen am Tagebau Garzweiler ohne Not auf dem Altar der
Braunkohleverstromung geopfert. Mit der Behauptung, der Tagebau Garzweiler
sei notwendig für die Versorgungssicherheit, zieht Laschet sich aus der
Verantwortung, die er als Landesvater für die Dörfer in NRW hat. Damit hat
er die Chance vertan, den Konflikt um Wald und Dörfer zu befrieden,
eskaliert die Situation und geht auf Konfrontationskurs mit den vom
Kohleabbau betroffenen Bürger*innen und der Klimabewegung.

Wir werden jetzt mit aller Kraft weiter für den Erhalt der Dörfer und gegen
die Inbetriebnahme von Datteln 4 kämpfen. Wenn der Hambacher Wald wie von
RWE geplant zu einer Halbinsel gebaggert wird, ist er nicht dauerhaft
überlebensfähig. Der Wald darf nicht in Besitz von RWE bleiben, sondern
sollte an die Kommunen oder eine Stiftung übergehen. Solange Wald und
Dörfer nicht sicher sind, werden die Proteste weitergehen."

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 16.01.2020

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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KOHLEALARM/682: Klimakampf und Kohlefront - keine Zeit zum Durchatmen ... (Kampagne "Ende Gelände")

Kampagne "Ende Gelände" - Pressestatement vom 16.01.2020

Erhalt des Hambacher Forsts ist ein Erfolg der Klimabewegung +++ Ende
Gelände betrachtet Kohlepolitik als unzureichend +++
Entschädigungszahlungen vergolden Kohleausstieg



"Den Erhalt des Hambacher Forstes sehen wir als einen Erfolg der
Klimagerechtigkeitsbewegung. Hier sehen wir, was wir bewirken können,
wenn wir uns organisieren, protestieren und zivilen Ungehorsam leisten.

Insgesamt sind die heute bekanntgegebenen Maßnahmen allerdings völlig
unzureichend. Dass Garzweiler wie geplant weiter betrieben werden soll
und weitere Dörfer abgebaggert werden, steht im krassen Gegensatz zur
Realität der Klimakrise. Es darf nicht bei Symbolpolitik bleiben!
Wir brauchen eine sofortige Abkehr vom Kohlestrom.

Hinzu kommen Entschädigungszahlungen, die den Konzernen den
Kohleausstieg vergolden. Dieses Geld sollte in einen sozial gerechten
Strukturwandel und erneuerbare Infrastruktur fließen.

Es gibt noch viel zu tun und deshalb wird unser Widerstand weitergehen,
solidarisch an der Seite der Dörfer und mit den Menschen im Hambacher
Forst."

Johnny Parks, Pressesprecher von Ende Gelände

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/681: Klimakampf und Kohlefront - keine halben Sachen ... ("Alle Dörfer bleiben!")

Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 16. Januar 2020

Kohleausstieg: Sechs weitere Dörfer sollen in NRW zerstört werden,
Pariser Klimaziele unerreichbar



Heute hat das Bundeswirtschaftsministerium eine Einigung zum Kohleausstieg
verkündet. Diese sieht vor, dass der Tagebau Garzweiler in NRW komplett
ausgekohlt wird. Damit sollen sechs weitere Dörfer vernichtet werden, in
denen noch hunderte Menschen leben. Die Einhaltung der Pariser Klimaziele
ist mit dem Beschluss unmöglich. Die Einigung zwischen Regierung und
Konzernen wird damit zur Schreckensnachricht für die Betroffenen in den
Kohlerevieren.

"Ich bin wütend und fassunglos, dieses Ergebnis ist eine Katastrophe für
uns Menschen in den Dörfern. Die Bundesregierung zerstört das Klima und
Ministerpräsident Laschet will unsere Dörfer vernichten. Aber wir leben
hier und wollen hier bleiben!" so Britta Kox, aus dem bedrohten Dorf
Berverath. "Uns wurde vor einem Jahr von Ministerpräsident Laschet
persönlich ein Dialog versprochen, wir haben nie wieder ein Wort gehört.
Das Gesetz wurde auf Bundesebene mit den Konzernen ausgehandelt, die
Betroffenen wurden wieder komplett ignoriert."

"Wir haben keine Wahl, als weiter für den Erhalt unserer Dörfer zu kämpfen.
Wir haben mit der Klimabewegung starke Verbündete, die schon den Erhalt des
Hambacher Forsts erkämpft haben - und wir werden noch weitere Unterstützung
bekommen. Wir bitten alle Menschen: Helft uns, unsere Dörfer zu retten und
steht an unserer Seite, damit alle Dörfer bleiben!", so David Dresen aus
dem ebenfalls bedrohten Dorf Kuckum.

Für den 8. März lädt Alle Dörfer Bleiben! zu einem Protest-Spaziergang in
den akut von der Abbaggerung bedrohten Dörfern am Tagebau Garzweiler ein.
Alle Dörfer Bleiben!" ist ein bundesweites Bündnis, in dem sich Betroffene
aller Braunkohle-Regionen und Aktive aus der Klimagerechtigkeitsbewegung
gemeinsam gegen Zwangsumsiedlung und Klimazerstörung einsetzen.

https://twitter.com/AlleDoerfer

www.alle-doerfer-bleiben.de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 16.01.2020

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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KOHLEALARM/680: Klimakampf und Kohlefront - nicht später, sondern sofort ... (BUND NRW)

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V.

Pressemitteilung vom 16. Januar 2020

Bundesregierung und Ministerpräsidenten torpedieren Kohle-Kompromiss



Düsseldorf | Die in der vergangenen Nacht ausgearbeitete Planung von Bund
und Ländern zum Kohleausstieg stößt beim nordrhein-westfälischen
Landesverband des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) auf
heftige Kritik. Der heute verkündete Umsetzungplan zum im Januar 2019
vorgeschlagenen Kompromiss der Kohle-Kommission sieht die Abschaltung von
2,8 Gigawatt Braunkohlekraftwerken anstelle von empfohlenen 3,1 Gigawatt
vor. Zudem sollen entgegen der Abstimmungen der Kohlekommission die
Abschaltungen teilweise nicht dort stattfinden, wo Wald und Dörfer bei
Hambach und Garzweiler bedroht sind. Stattdessen sollen bis zu 0,6 der 2,8
Gigawatt beim Tagebau Inden abgeschaltet werden. Bei der Steinkohle soll
nach den vorliegenden Erklärungen der Bundesregierung die Leistung im Netz
nicht reduziert, sondern entgegen der Empfehlungen des Kohlekompromisses
sogar durch die Inbetriebnahme des Kraftwerks Datteln 4 erhöht werden.

"Bei der Braunkohle weniger zu machen als empfohlen und dazu noch an der
falschen Stelle und bei der Steinkohle sogar Zubau der Kraftwerksleistung
anstelle Rückbau beerdigt den mühsam ausgehandelten Kohlekompromiss", sagte
der stellvertretende BUND-Landesvorsitzende Thomas Krämerkämper. "Offenbar
hatten die beteiligten Politiker nie die Absicht, den Kompromiss 1:1
umzusetzen."

Mit der beabsichtigten Inbetriebnahme des Steinkohlenkraftwerks Datteln 4
ginge bis 2022 zusätzlich 1 Gigawatt an Kraftwerksleistung neu ans Netz.
"Dass die Bundesregierung jetzt zugunsten des Kraftwerksschwarzbaus Datteln
4 vom Kohlekompromiss abweichen will, ist ein klimaschutzpolitisches
Desaster und ein schlimmes Signal gegen die Energiewende", so Krämerkämper.
Gleichzeitig kündigte Krämerkämper weiteren heftigen Widerstand gegen
diesen Kohlemeiler an.

Auch wenn der BUND begrüßt, dass Bund und Länder den juristisch erkämpften
Rodungsstopp im Hambacher Wald nunmehr auch politisch bestätigen und den
Braunkohlentagebau Hambach entsprechend verkleinern wollen, sorgt die
geplante Zerstörung der Garzweiler-Dörfer für Empörung bei den
Umweltschützern.

"Was die Sozialdemokraten 1995 beschlossen haben, will
CDU-Ministerpräsident Armin Laschet nun vollenden", sagte 
BUND-Geschäftsleiter Dirk Jansen. "Das Abbaggern von fünf weiteren Dörfern ist
in keiner Weise begründbar. Es bleibt vollkommen unverständlich, warum
Laschet mit Unterstützung der Bundesregierung die Abschaltungen von
Kraftwerken vom Tagebau Garzweiler zum Tagebau Inden verlagert, die Dörfer
opfern und hunderte Menschen in die Verzweiflung treiben will." Eine
Umsetzung der Empfehlungen der Kohle-Kommission würde dagegen den Hambacher
Wald und alle Dörfer retten. "Die heutige Kohle-Einigung wird die Region
leider nicht befrieden", so Jansen. "Laschet und Co. haben eine große
Chance verpasst und werden mit weiteren Protesten rechnen müssen."

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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KOHLEALARM/679: Klimakampf und Kohlefront - daneben gegriffen ... (BUND)

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Kommentar vom 16. Januar 2020

Einigung zum Kohle-Ausstieg ist ein klimapolitischer Skandal 



"Anlässlich der heutigen Pressekonferenz von Bundeswirtschaftsminister
Peter Altmaier, Bundesumweltministerin Svenja Schulze und
Bundesfinanzminister Olaf Scholz zum Kohleausstieg erklärt Olaf Bandt,
Vorsitzender des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND):

"Die sogenannte Einigung ist ein energie- und klimapolitischer Skandal. Die
Bundesregierung hat in substanziellen Punkten den Kohle-Kompromiss
missachtet. An Stelle von 3 Gigawatt sollen bis 2022 nur 2,8 Gigawatt
Braunkohle stillgelegt werden. Es fehlt ein stetiger Abschaltpfad. Zwischen
2022 und 2025 sind keine Stilllegungen geplant, das Gros wird auf die Zeit
nach 2030 verschoben. Einmal mehr zeigt sich, dass die Bundesregierung die
Tragweite der Klimakrise nicht verstanden hat - oder eiskalt ignoriert.

Die Inbetriebnahme des Steinkohlekraftwerks Datteln 4 hat der 
nordrhein-westfälische Ministerpräsident Armin Laschet heute noch einmal bestätigt -
eine klimapolitische Blamage für die Bundesregierung und ein klarer Bruch
mit dem Kohle-Kompromiss. Der gesellschaftliche Großkonflikt wird so nicht
entspannt, sondern angefacht. Geeint hat die Klimabewegung den Hambacher
Wald gerettet. Diesen Protest werden wir jetzt zum Kraftwerk Datteln 4 und
in die Dörfer tragen."


Hintergrund:

Bis 2025 setzt die Regierung laut Entwurf nur auf Freiwilligkeit der
Kraftwerksbetreiber. Melden sich nicht genug für Abschaltungen, gehen
weniger Gigawatt vom Netz als geplant. Ein ordnungsrechtlicher Pfad, der
dies regeln würde, ist erst ab 2025 vorgesehen. Der Steinkohleausstieg 2038
kann lediglich um zwei Jahre vorgezogen werden, Braunkohle gar nicht. Um
die Klimaziele zu erreichen, bleibt aber nur ein frühestmöglicher Ausstieg:
bis 2030.

Im Entwurf des Strukturstärkungsgesetzes gibt es keine Verknüpfung mit der
Einhaltung eines Abschaltpfades für Kohlekraftwerke. Dies ist aber zentral,
um größtmöglichen Nutzen für den Klimaschutz zu erzielen. Auch ist die
Vereinbarkeit mit den Nachhaltigkeitszielen kein übergeordnetes, sondern
ein alternatives Prüfkriterium für alle Projekte der 
Strukturwandel-Förderung.

Das Kohleausstiegsgesetz geht zurück auf den Abschlussbericht der
Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung" (Kohlekommission)
vom Januar 2019. Die Kommission bestand aus Vertreterinnen und Vertretern
aus Wirtschaft, Gewerkschaften und Umweltverbänden sowie aus Anwohnenden
der Kohlereviere.

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) -

Friends of the Earth Germany

Kaiserin-Augusta-Allee 5, 10553 Berlin

Telefon: (030) 275 86-40, Fax (030) 275 86-440

E-Mail: bund(at)bund.net

Internet: https://www.bund.net
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KOHLEALARM/678: Klimakampf und Kohlefront - das Gesetz ist gefragt ... (Klima-Allianz)

Klima-Allianz Deutschland - Pressemitteilung vom 15. Januar 2020

Kohleausstieg notfalls ordnungsrechtlich durchsetzen



Anlässlich des Spitzentreffens zwischen Bundeskanzlerin Angela Merkel und
den Ministerpräsidenten der Braunkohle-Länder zum Kohleausstiegsgesetz und
den Strukturhilfen in den Regionen heute Abend erklärt Stefanie Langkamp,
Expertin für Kohlepolitik der Klima-Allianz Deutschland:

"Der Kohleausstieg darf nicht länger verzögert werden. Wenn die
Braunkohlebetreiber nicht zu einer Einigung bereit sind, sollte die
Bundesregierung nun zügig den Ausstieg per Gesetz vorbereiten, wie von der
Kohlekommission empfohlen. Sonst bleiben dringende Fortschritte beim
Klimaschutz und die notwendige Planungssicherheit für Regionen,
Beschäftigte und Tagebaubetroffene aus. Strukturhilfen und die Abschaltung
von Kohlekraftwerken dürfen nicht durch eine Blockade der Betreiber weiter
aufgeschoben werden.

2020 muss das Jahr werden, in dem die Bundesregierung angesichts der
Klimakrise endlich angemessen handelt. Deswegen müssen Kohlekraftwerke
zügig vom Netz gehen und stetig klimaschädliche Emissionen reduziert
werden. Zu einem sozialverträglichen Kohleausstieg gehört auch, dass nicht
nur der Hambacher Wald gerettet wird, sondern garantiert werden kann, dass
kein weiteres Dorf mehr dem Braunkohleabbau zum Opfer fällt. Die
Bundesregierung sollte deshalb im Sinne der Kohlekommission gegenüber dem
Betreiber RWE auf einer frühen Abschaltung von 3,1 Gigawatt an den
Standorten Niederaußem und Neurath beharren.?

Aus dem Abschlussbericht der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung", S. 64:

"Die Kommission geht davon aus, dass in den Verhandlungen mit den
Betreibern von Braunkohlekraftwerken die gesamte Planung bis 2030
einvernehmlich geregelt wird. Für den Fall, dass eine einvernehmliche
Lösung mit den Betreibern von Braunkohlekapazitäten nicht bis zum 30. Juni
2020 erfolgt ist, empfiehlt die Kommission, eine ordnungsrechtliche Lösung
mit Entschädigungszahlungen im Rahmen der rechtlichen Erfordernisse
entsprechend dem oben genannten Reduktionspfad umzusetzen. So wird aus
Gründen der Versorgungssicherheit eine planbare Entwicklung
sichergestellt."



Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche Bündnis für
den Klimaschutz. Mit ihren 130 Mitgliedsorganisationen aus den Bereichen
Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur, Gesundheit,
Verbraucherschutz, Jugend und Gewerkschaften setzt sie sich für eine
ambitionierte Klimapolitik und eine erfolgreiche Energiewende auf lokaler,
nationaler, europäischer und internationaler Ebene ein. Ihre
Mitgliedsorganisationen repräsentieren zusammen rund 25 Millionen Menschen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 15.01.2020

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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KOHLEALARM/677: Klimakampf und Kohlefront - mitgefangen ... (Umweltgruppe Cottbus)

Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 14. Januar 2020

Kohleausstieg: Konzernforderungen blockieren Strukturmittel



Cottbus - Das Umweltnetzwerk GRÜNE LIGA kritisiert vor dem heutigen Treffen der
Bundesregierung mit den Kohlekraftwerksbetreibern, dass überzogene
Entschädigungsforderungen der Konzerne bisher auch die Strukturwandelhilfen
für die Kohleregionen blockieren.

"Die Strukturhilfen hängen seit Monaten in der Luft, weil nur um die
einvernehmlichen Lösung mit den Kohlekonzernen verhandelt wurde, ohne
parallel einen verordneten Kohleausstieg vorzubereiten. So konnte jede
überzogene Entschädigungsforderung der Konzerne auch das
Strukturstärkungsgesetz blockieren. Die Kohleregionen wurden trotz
gefeierter Kommissions-Einigung zur politischen Geisel der Konzerne
gemacht." sagt René Schuster, Bundesvorsitzender des Umweltnetzwerkes GRÜNE
LIGA und selbst Lausitzer.

In den Empfehlungen der Kohlekommission heißt es ausdrücklich:

"Für den Fall, dass eine einvernehmliche Lösung mit den Betreibern von
Braunkohlekapazitäten nicht bis zum 30. Juni 2020 erfolgt ist, empfiehlt
die Kommission eine ordnungsrechtliche Lösung mit Entschädigungszahlungen
im Rahmen der rechtlichen Erfordernisse entsprechend des oben genannten
Reduktionspfades umzusetzen."

Das ist ohne Verzögerungen des Ausstiegspfades nur umsetzbar, wenn die
ordnungsrechtlichen Lösung gesetzlich geregelt ist und am 1. Juli 2020 in
Kraft treten kann. Dies hätte nicht zuletzt ein Inkrafttreten des an den
Kohleausstieg gekoppelten Strukturstärkungsgesetzes auch unabhängig vom
Verhandlungsstand mit den Kraftwerksbetreibern ermöglicht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14.01.2020

GRÜNE LIGA Bundeskontaktstelle Braunkohle

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8867: Und morgen, den 19. Januar 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 19.01.2020 bis zum 20.01.2020 +++
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TALK/371: WDR - "Hirschhausens Sprechstunde". Wolfgang Bosbach und Krebs, 20.1.2020 (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 16. Januar
2020

"Hirschhausens Sprechstunde" / Wolfgang Bosbach und Krebs

20.01.2020, 20.15 - 21.00 Uhr | WDR Fernsehen



Prominente erzählen, was sonst nur ihre Ärzte erfahren: Horst Lichter,
Janine Kunze und Wolfgang Bosbach kommen am 6., 13. und 20. Januar
2020 (jeweils 20.15 bis 21 Uhr) in "Hirschhausens Sprechstunde" im WDR
Fernsehen. In den ersten drei Folgen der neuen Gesundheitssendung
sprechen sie mit Dr. Eckart von Hirschhausen über ihre Krankheiten.
Aus dem Talk entwickeln sich Themen und Zusammenhänge, die den
Zuschauer*innen Orientierung geben sollen im Dschungel der
Gesundheits-Tipps. Zum Start geht es um "Horst Lichter und den
Schlaganfall", die Volkskrankheit "Rücken" mit der Schauspielerin und
ehemaligen Krankenschwester Janine Kunze sowie "Wolfgang Bosbach und
den Krebs".

"Ich freue mich sehr auf diese Sendung, die ich mit entwickeln durfte.
Wir haben viele Ideen, die über die klassischen Gesundheitsformate
hinausgehen. Wir verbinden Unterhaltung, Wissen, ernste Gespräche und
viel Spontaneität miteinander - genau das, was ich seit Jahren auch
auf der Bühne so liebe", sagt Eckart von Hirschhausen.


Wolfgang Bosbach und Krebs

Jährlich erkranken insgesamt etwa 480.000 Menschen in Deutschland neu
an Krebs. Blickt man auf die Erkrankungszahlen der vergangenen Jahre,
zeigt sich jedoch ein Trend: Seit 2011 ist die Zahl zurückgegangen.
Wolfgang Bosbach weiß seit 2011 , dass er unheilbar an Prostata-Krebs
erkrankt ist. Bei seinem Besuch in "Hirschhausens Sprechstunde" am 20.
Januar erzählt der Politiker, wie er mit der Diagnose umgeht und wie
er es schafft, trotz seiner Erkrankung ein aktives und zufriedenes
Leben zu führen. Eckart von Hirschhausen klärt zudem über den
aktuellen Forschungsstand auf und erläutert, welche
Vorsorgeuntersuchungen aus seiner Sicht sinnvoll sind und welche
nicht.

"Hirschhausens Sprechstunde" ist eine Produktion der Bavaria
Entertainment (Produzent: Alessandro Nasini) im Auftrag des WDR
(Redaktion: Jörg Gaensel und Carsten Wiese). Vorbild der Sendung ist
das französische TV-Format "Ca ne sortira pas d'ici".

Die Sendungen - jeweils von 20.15 bis 21 Uhr im WDR Fernsehen und in
der WDR Mediathek

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 16. Januar 20203

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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THEMENREIHE/450: ARD-alpha - Homöopathie und Co., 20.1.2020 (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 16. Januar 2020

alpha-thema

Homöopathie und Co.

Montag, 20. Januar 2020, 20.15 - 22.15 Uhr, ARD-alpha



Alles nur Placebo? Am Montag, 20. Januar 2020, um 20.15 Uhr untersucht
"alpha-thema: Homöopathie und Co." das Für und Wider von Homöopathie
und naturheilkundlichen Verfahren.

Acht Minuten Behandlungszeit widmen laut einer Studie aus dem Jahr
2017 Ärztinnen und Ärzte in Deutschland durchschnittlich ihren
Patienten. Beim Heilpraktiker dauert das Erstgespräch, die Anamnese,
durchschnittlich eine Stunde. Für viele Experten ist dies einer der
Hauptgründe, warum immer mehr Menschen auf Naturheilkunde setzen. Das
Versprechen vieler Heilpraktiker: Statt wirtschaftlicher Überlegungen
steht bei ihnen der ganze Mensch im Vordergrund. Und insbesondere in
der Therapie chronischer Krankheiten erzielen sie auch Erfolge.

Die Dokumentation "Homöopathie - Nutzen oder Scharlatanerie" um 20.15
Uhr gibt den Vertretern der Homöopathie breiten Raum, um ihr
Verständnis von therapeutischem Handeln darzulegen. Dabei geht es
allerdings auch um einen Milliardenmarkt. Denn die Zahl der Menschen,
die von der Wirksamkeit der Globuli überzeugt sind, wächst rapide.
Kann diese Therapie naturwissenschaftliche Plausibilität für sich in
Anspruch nehmen? Im Film kommen auch die Gegner der Homöopathie zu
Wort.

Ernstzunehmende Heilmethode oder Pseudowissenschaft? In "alpha-thema
Gespräch: Homöopathie - Die Kontroverse" um 21.00 Uhr hat Moderatorin
Birgit Kappel zwei Gäste, die engagiert diskutieren: Dr. Jens Behnke,
Programmleiter Integrative Medizin der Karl und Veronica
Carstens-Stiftung, und Dr. Nikil Mukerji, Philosoph und Vorsitzender
des Wissenschaftsrats der Gesellschaft zur wissenschaftlichen
Untersuchung von Parawissenschaften e. V. Einig sind sie sich in einem
Punkt: Wie Homöopathie wirkt, ist naturwissenschaftlich nicht geklärt.
Worauf beruht dann ihre teils erfolgreiche Anwendung? Alles nur
Placebo? "Wer heilt, hat recht, meint Jens Behnke. "Wo kein Wirkstoff
ist, da kann auch nichts wirken", so Nikil Mukerji. Was gilt?

Das Magazin "NDR WissensCheck" um 21.30 Uhr erweitert das Thema. Hier
geht es um "Alternative Heilmethoden". Dazu gehören Naturheilverfahren
wie die Pflanzenheilkunde und die Hydrotherapie, aber auch alternative
Therapieverfahren wie die Akupunktur, die Blutegeltherapie und eben
auch die Homöopathie. Besonders bei chronischen Schmerzen schwören die
Befürworter auf naturheilkundliche Verfahren, Kritiker bemängeln nach
wie vor den fehlenden wissenschaftlichen Nachweis ihrer Wirksamkeit
und die Beliebigkeit der Heilpraktiker-Ausbildung. Wo können
alternative Therapien helfen, wo sind ihre Grenzen, wo ihre Risiken?
Der Film stellt die alternativen Heilmethoden auf den Prüfstand und
kommt zu einem klaren Ergebnis.


alpha-thema: Homöopathie und Co. - Die Sendungen im
Einzelnen: 


Montag, 20. Januar 2020

20.15 Uhr: Homöopathie - Nutzen oder Scharlatanerie?

Dokumentation, ORF 2015

BR Mediathek: nach Ausstrahlung bis 27. Januar 2020 verfügbar

21.00 Uhr: Homöopathie - Die Kontroverse

Gespräch, 2020

Mit Dr. Jens Behnke, Programmleiter Integrative Medizin, Karl und
Veronica Carstens-Stiftung, und Dr. Nikil Mukerji Philosoph,
Ludwig-Maximilians-Universität München
Moderation: Birgit Kappel

BR Mediathek: nach Ausstrahlung 5 Jahre verfügbar

21.30 Uhr: Alternative Heilmethoden

NDR WissensCheck

Dokumentation, NDR 2018

BR-Mediathek: nach Ausstrahlung bis 27. Januar 2020 verfügbar

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 16. Januar 2020

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





HÖRSPIEL/2032: Deutschlandfunk Kultur - "Fremde Blicke" nach dem Roman von Karin Fossum, 20.1.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Fremde Blicke

Nach dem Roman von Karin Fossum

DLR Berlin 2001/54'20

Kriminalhörspiel

Montag, 20. Januar 2020, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



In der Nähe eines norwegischen Dorfes findet man die Leiche eines
jungen Mädchens. Es ist die 15-jährige Annie. Sie ist nackt und nur
mit einer Windjacke bedeckt. Auf den ersten Blick deutet alles auf
einen Sexualmord hin. Doch die Obduktion ergibt: Tod durch Ertrinken.
Spuren eines Kampfes sind nicht vorhanden. Kommissar Sejer übernimmt
den Fall. Seine Ermittlungen führen lange nicht zu den entscheidenden
Erkenntnissen, wohl aber tief in das Innenleben der Familien in einem
modernen norwegischen Dorf.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 14. Januar 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MUSIK/3106: Deutschlandfunk - Kammermusikfest Spannungen 2019, 20.1.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Kammermusikfest Spannungen 2019

Werke von Astor Piazzolla, György Kurtág, Charles Ives, Leoš
Janáček und Wolfgang Amadeus Mozart

Musik-Panorama

Montag, 20. Januar 2020, 21.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Ein Klavier ohne Tasten? Zymbal ist der Name des Musikmöbels, das den
miniaturhaften Duos op. 4 von György Kurtág eine dezent ungarische
Farbe verleiht. Im "Grand Tango" von Astor Piazzolla ist Argentinien
ganz nah, auch ohne das typische Bandoneon, und bei Charles Ives sind
es Studentengesänge einer amerikanischen Ostküsten-Universität, stark
verfremdet freilich durch die Übertragung auf ein klassisches
Klaviertrio. Ein Dokument der Zeitgeschichte ist die Violinsonate von
Leoš Janáček als Echo innerer Erregung zu Beginn des Ersten
Weltkriegs. Für einen weiteren Spannungshöhepunkt auf der Heimbacher
Kraftwerksbühne in diesem klanglich vielgestaltigen Programm sorgt
Wolfgang Amadeus Mozarts kunstreiche c-Moll-Serenade in achtstimmiger
Bläserbesetzung.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 14. Januar 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9288: Aus aller Welt - 18.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Griechenland droht mit Blockade aller Libyen-Beschlüsse

Im Streit mit der Türkei um Gasfelder im Mittelmeer will die
Regierung in Athen alle europäischen Vereinbarungen für Libyen
blockieren, solange Tripolis ein umstrittenes Seegrenzen-Abkommen mit
Ankara nicht aufhebt. Es wird ein Veto zu jeder Art von
Übereinkunft zwischen der EU und Libyen geben, solange Tripolis nicht
sein Abkommen mit der Türkei annulliert, sagte Ministerpräsident
Kyriakos Mitsotakis nach Informationen der österreichischen
Nachrichtenagentur APA. Der griechische Regierungschef äußerte sich
auch enttäuscht darüber, daß sein Land nicht zu der für Sonntag
geplanten Libyen-Konferenz in Berlin eingeladen wurde.

18. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9288: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Hausdurchsuchungen im Rockermilieu

Die nordrhein-westfälische Polizei hat mehrere Wohnungen in Altena
und Hagen durchsucht. Bei dem Einsatz, an dem sich auch Spezialkräfte
beteiligten, wurden vier Männer festgenommen sowie Datenträger,
Waffen und Rauschgift sichergestellt. Hintergrund der Polizeiaktion
sind einem Bericht der Deutschen Presse-Agentur zufolge Ermittlungen
nach zurückliegenden Straftaten zwischen den rivalisierenden
Rockergruppierungen Freeway Riders und Bandidos.

18. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9285: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Anti-IS-Einsatz mit Mittelmeer

Der französische Flugzeugträger "Charles de Gaulle" wird von Januar
bis April im östlichen Mittelmeer eingesetzt, um die internationale
Koalition im Kampf gegen die Terrormiliz Islamischer Staat (IS) zu
unterstützen. Das Flaggschiff der französischen Marine wird nach
Informationen der Deutschen Presse-Agentur von einem europäischen
Schiffsverband begleitet. Diese europäische Streitmacht werde die
transatlantische Verbindung und die NATO stärken, sagte
Staatspräsident Emmanuel Macron bei seiner Neujahrsansprache an die
Armee auf dem Militärflugplatz Orléans-Bricy.

18. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9287: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Baerbock und Habeck bleiben Bundesvorsitzende der Grünen

Annalena Baerbock und Robert Habeck sind für zwei weitere Jahre zu
Bundesvorsitzenden der Grünen gewählt worden. Auf ihrem Parteitag in
Bielefeld beraten die Delegierten über ihre künftige Strategie. Ein
Schwerpunktthema ist die Klimakrise. In einem Gespräch mit dem Kölner
Stadt-Anzeiger forderte Habeck grundlegende Veränderungen am System,
ohne die gesellschaftliche Brüche und soziale Verwerfungen viel
schärfer würden. Veränderungen in den Bereichen Produktion,
Energieverbrauch, Mobilität und Landwirtschaft seien die Bedingung
für gesellschaftliche Stabilität in der Zukunft, betonte Habeck.

18. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9285: Tragisches und Kurioses - 18.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Einfamilienhaus in Eberswalde niedergebrannt

In Eberswalde im Nordosten von Brandenburg ist nach Informationen der
Deutschen Presse-Agentur in der Nacht von Freitag auf Samstag ein
Mann bei einem Brand in einem Einfamilienhaus ums Leben gekommen.
Nach Angaben der Feuerwehr erlitten zwei Menschen
Rauchgasvergiftungen. Das Haus brannte bis auf die Grundmauern
herunter und ist nicht mehr bewohnbar. Wie es zu dem Feuer kam, ist
noch ungeklärt.

18. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8370: Aus Forschung und Technik - 18.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



ESA legt kein eigenes bemanntes Raumfahrtprogramm auf

Die Europäische Raumfahrtagentur ESA hat sich für die Zukunft einiges
vorgenommen: Sie will den Sonnenwind erforschen, nach Leben auf dem
Mars suchen und die Schwankungen des Meeresspiegels infolge der
Eisschmelze in Grönland und der Antarktis genau bestimmen. Ein
eigenes bemanntes Raumfahrtprogramm sieht der neue ESA-Haushalt nicht
vor, dafür fehlen den Europäern offenbar die Kapazitäten. Wir schauen
bei der astronautischen Raumfahrt nach Ost und West gleichermaßen,
sagte der ESA-Generaldirektor Wörner auf einer Pressekonferenz in
Paris.

18. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8384: Aus aller Welt - 18.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Guatemala bricht diplomatische Beziehungen zu Venezuela ab

Im zentralamerikanischen Guatemala hat der konservative Alejandro
Eduardo Giammattei Falla Mitte des Monats das Präsidentenamt
angetreten. Als eine seiner ersten Amtshandlungen brach er die
diplomatischen Beziehungen zu Venezuela ab und verwies dessen letzten
verbliebenen Vertreter in Guatemala-Stadt des Landes. Zuvor hatte
Giammattei mit dem Vorsitzenden der Organisation Amerikanischer
Staaten, Luis Almagro, gesprochen. Giammattei steht auf der Seite des
Venezolaners Juan Guaidó, der sich vor knapp einem Jahr zum
Übergangspräsidenten seines Landes ausrufen ließ. Trotz aller
Mobilisierungsversuche fand Guaidó bislang nicht den Rückhalt in der
Bevölkerung, um den amtierenden sozialistischen Präsidenten Nicolás
Maduro stürzen zu können. Guaidó entsandte eine Delegation zur
Vereidigung des neuen Präsidenten Guatemalas. Letzterem war im
Oktober auf dem Flughafen von Caracas die Einreise in Venezuela
verweigert worden. Er hatte sich dort mit dem Oppositionsführer
Guaidó treffen wollen.

18. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8339: Medizin und Gesundheitswesen - 18.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Entwicklung neuer Antibiotika mangelhaft

Angesichts der immer rasanteren Resistenzentwicklung von Keimen
sollte man eigentlich davon ausgehen können, daß der Entwicklung
neuer, hochwirksamer Antibiotika Vorrang eingeräumt wird. Offenbar
besteht da sehr viel Luft nach oben. Auch die Experten der
Weltgesundheitsorganisation WHO schätzen das so ein. Wie das Deutsche
Ärzteblatt berichtete, kritisierten sie die zu langsame Entwicklung
von Alternativen zu den immer wirkungsloseren Standardantibiotika.
Untersuchungen der WHO hatten ergeben, daß die Forschung und
Entwicklung für neue Antibiotika in erster Linie von kleinen oder
mittleren Unternehmen vorangetrieben wird, während große Konzerne
sich aus diesem Bereich immer weiter zurückziehen. Besonders
besorgniserregend ist laut WHO dabei die Ausbreitung von Keimen wie
Acinetobacter, Escherichia coli und Klebsiella pneumoniae, die oft in
Krankenhäusern zirkulieren. Diese können Lungenentzündung,
Blutvergiftung und Wundinfektionen verursachen.

18. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8372: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Vier Männer machen sich in Oelde-Sünninghausen verdächtig

Im westfälischen Oelde-Sünninghausen ist am Freitagmittag die Polizei
von einer Anwohnerin auf vier Männer aufmerksam gemacht worden, die
aus einem Auto mit auswärtigem Kennzeichen gestiegen waren. Ein
weiterer Anwohner meldete vier Männer, welche seinen Garten
durchquert hätten. Daraufhin stellten Ermittlungsbeamte in
unmittelbarer Nähe der Örtlichkeit einen Wohnungseinbruch fest.
Starke Einsatzkräfte aus Warendorf und Gütersloh wurden mobilisiert,
welche mit Hilfe eines Polizeihubschraubers und Wärmebildkamera vier
Personen ausfindig machte, welche sich in Wadersloh-Diestedde in
einem Gebüsch versteckt hatten. Sie wurden von Polizeibeamten und
einem Diensthund festgenommen und der Polizei in Ahlen überstellt.

18. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8294: Sprache, Kunst und Medium - 18.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Wrack der "Seute Deern" schwer mit Giftstoffen belastet

Inzwischen sind die Masten des maroden Bremerhavener Museumsschiffs
"Seute Deern" ausgehoben worden.

Das Schiff war im August an seinem Liegeplatz im Museumshafen durch
einen massiven Wassereinbruch abgesackt und in Schieflage geraten. Die
Feuerwehr hielt das Wrack dann etliche Wochen mit Pumpen über Wasser.
In Bremerhaven ging man davon aus, auf sein Wahrzeichen verzichten zu
müssen, doch der Bund sprang ein und erklärte sich bereit, für einen
Nachbau des schmucken Seglers 46 Millionen Euro zur Verfügung zu
stellen.

Wegen erheblicher Schadstoffbelastung im Rumpf und unter Deck könnten
sich die Abwrackarabeiten laut NDR1 Niedersachsen jedoch hinziehen.

Ende des Monats soll die Bark an ihren letzten Liegeplatz verbracht
werden. Wegen der Ausdünstungen soll sie dort unter einer großen Plane
verschwinden.

18. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8361: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.01.2020 (SB)




VOM TAGE



USA und Verbündete starten Großmanöver Defender Europe 2020

In dieser Woche startet in Osteuropa mit ersten Materialtransporten
das Großmanöver "Defender Europe 2020" der USA und ihrer Verbündeten.
Allein 20.000 US-Soldaten und 10.000 Militärfahrzeuge werden in
Europa angelandet und 4000 Kilometer ostwärts quer über den Kontinent
geschickt. 9000 in Europa stationierte US-Soldaten stoßen hinzu.
Damit zeigen die Militärs nicht nur potentiellen Feinden, sondern
auch der Bevölkerung im Aufmarschgebiet ihre Stärke. Größere
Transporte sollen Ende Februar, Anfang März starten. Für das
Militärmanöver und begleitenden Übungen in Deutschland, Polen,
Georgien und dem Baltikum werden insgesamt rund 37.000 Soldaten aus
18 Nationen mobilisiert. Im Juni ziehen sich die Truppen wieder
zurück.

18. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8375: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.01.2020 (SB)




VOM TAGE



CDU-Vorstand betont Wichtigkeit von NATO und USA

Der CDU-Vorstand ist am Freitagabend in Hamburg mit Blick auf die
dortige Bürgerschaftswahl am 23. Februar zu einer zweitägigen
Klausurtagung zum neuen Grundsatzprogramm der Partei
zusammengekommen. Zum Auftakt stand die künftige Positionierung der
Christdemokraten in der Außen- und Sicherheitspolitik auf dem
Programm. Dazu hatte die Parteivorsitzende und
Bundesverteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer den
NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg und den New Yorker
Politikwissenschaftler Walter Russell Mead eingeladen.
Kramp-Karrenbauer wollte die Anwesenheit Stoltenbergs als klares
Zeichen gewertet wissen, daß für sie in der CDU vollkommen eindeutig
und klar ist, die NATO ist der Eckstein unserer
Sicherheitsarchitektur. Die NATO war, ist und muß Garant bleiben für
die Sicherheit nicht nur im Bündnisgebiet, sondern auch in anderen
Regionen, so Kramp-Karrenbauer. Sie kündigte zudem an, man wolle im
Gespräch mit Mead noch einmal beide Seiten des transatlantischen
Verhältnisses beleuchten. Das sei ein ganz wichtiger Punkt gerade in
Zeiten, in denen man sich auch in der deutschen Politik kritisch mit
den Vereinigten Staaten auseinandersetze.

18. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8344: Tragisches und Kurioses - 18.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Erheblicher Anstieg von Brandanschlägen auf Autos in Berlin

Auch im vergangenen Jahr wurden in Berlin wieder Hunderte von
Fahrzeugen in Brand gesteckt. 2019 waren es sogar deutlich mehr Autos
als in den Vorjahren. Nach Angaben der Behörden gingen im vergangenen
Jahr 596 Fahrzeuge in Folge von Brandstiftung in Flammen auf. Im
Vorjahr gab es immerhin 150 solcher mutwilliger Angriffe weniger.

Laut ZDF heute zündeten Brandstifter 358 Fahrzeuge direkt an. 238
weitere wurden durch die übergreifenden Feuer beschädigt oder
vernichtet. Die Polizei geht von Vandalismus, pyromanischen Tendenzen
der Täter, gezielten Racheaktionen im privaten Umfeld oder
Versicherungsbetrug aus.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8373: Arbeit, Soziales und Familie - 18.01.2020 (SB)




VOM TAGE



WML-Generalsekretär besucht Vernichtungslager Auschwitz

Der Generalsekretär der Islamischen Weltliga (WML), Scheich Mohammed
Alissa, wird am Donnerstag kommender Woche zusammen mit einer
Delegation des American Jewish Committee und dem Generalsekretär des
Zentralrates der Muslime in Deutschland (ZMD), Abdassamad El Yazidi,
das frühere NS-Vernichtungslager Auschwitz besuchen. Das teilte der
in Köln ansässige ZMD der Presse mit. Das Vernichtungslager im
heutigen Polen war am 27. Januar 1945 von den Streitkräften der UdSSR
befreit worden. Die Islamische Weltliga hat ihren Sitz in Mekka. Die
Nichtregierungsorganisation wird vom Königreich Saudi-Arabien
finanziert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8350: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 18.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Landwirte brauche Unterstützung beim Umweltschutz

Nicht erst die letzten Trecker-Demonstrationen zeigten, daß die
Landwirtschaft in Deutschland in Schwierigkeiten ist. Angesichts
dessen haben Umweltschützer anläßlich der Grünen Woche in Berlin mehr
staatliche Hilfe für die Landwirte beim Klima- und Umweltschutz
gefordert. Nach Ansicht der WWF hat die nationale wie auch die
europäische Agrarpolitik in den letzten Jahrzehnten dafür gesorgt,
daß insbesondere kleine, oft familiengeführte Betriebe abgehängt
wurden. Umweltschutz bedeutet für diese eine weitere finanzielle
Belastung, die sie auf lange Sicht nicht stemmen können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8361: Märkte und Finanzen - 18.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Vattenfall darf Atommüll am AKW Brunsbüttel bis auf weiteres lagern

Der Energiekonzern Vattenfall lagert am stillgelegten AKW Brunsbüttel
in Dithmarschen 20 Atommüllbehälter ohne Genehmigung. Das
Oberverwaltungsgericht Schleswig hatte wegen Klagen von Anwohnern aus
Brunsbüttel die Betriebserlaubnis für ein Zwischenlager 2013
aufgehoben. Daraufhin sprach die schleswig-holsteinische
Atomaufsicht, damals unter Umweltminister Robert Habeck (Die Grünen),
angesichts fehlender Alternativen eine befristete Duldung der
oberirdischen Atommüllagerung aus. Die Frist wäre am 31. Januar 2020
abgelaufen. Doch der jetzige Landesumweltminister Jan Philipp
Albrecht (Grüne) erteilte rechtzeitig eine entsprechende
atomrechtliche Anordnung, und zwar ohne zeitliche Befristung. Darüber
berichtete der NDR am Freitag. Das von Vattenfall für das
Zwischenlager beim Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen
Entsorgung beantragte Genehmigungsverfahren ist weiterhin anhängig.
Ein atomares Endlager, in das die hochradioaktiven Brennelemente aus
Brunsbüttel gebracht werden könnten, existiert nicht einmal auf dem
Papier.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8373: Aus Forschung und Technik - 18.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Vulkanismus nicht für Dino-Aussterben verantwortlich

Auch wenn die Medien in den letzten Jahre mit ihren Meldungen den
Eindruck vermittelten, daß ein Asteroideneinschlag als Ursache für
das Austerben der Dinosaurier wissenschaftlich geklärt sei, bestand
in Fachkreisen ein Dissenz darüber. Alternativ dazu vertraten nicht
wenige Wissenschaftler die Möglichkeit, daß massive vulkanische
Aktivitäten auch dafür verantwortlich gewesen sein können. Doch jetzt
scheint Klarheit zu herrschen. Wie dpa meldete, hat ein Forscherteam
mit deutscher Beteiligung eher Belege für den Asteroideneinschlag
gefunden. Sie stellten nämlich fest, daß mindestens die Hälfte der
Entgasungen des Deccan-Vulkanismus deutlich vor dem Massenaussterben
stattgefunden haben. Wie André Bornemann von der Bundesanstalt
für Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) in Hannover, berichtete,
ergaben Analysen von Tiefseebohrkernen aus dem Nord- und Südatlantik
sowie dem Pazifik, daß das große Aussterben, als etwa 75 Prozent
aller Tierarten von der Erde verschwanden, an der Grenze von der
Kreidezeit zum Paläogen vor 66 Millionen Jahren stattfand. Während
das mit dem Zeitpunkt des Asteroideneinschlags vor der mexikanischen
Halbinsel Yucatan zu vereinbaren ist, fand der verstärkte Vulkanismus
in der Region Deccan 200.000 Jahre vor dem Aussterbe-Ereignis statt.
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INFOPOOL / POLITIK / KOMMENTAR





HEGEMONIE/1831: Griechenland, Türkei - der alte Streit ... (SB)



In Ankara stellte der türkische Staatspräsident den Vertrag von
Lausanne aus dem Jahre 1923 erneut in Frage. Er sprach von "unfairen
Bestimmungen" und einer "Niederlage der Türkei". Als Beispiel nannte
er die griechischen Ägäis-Inseln, die in "Rufweite" der Türkei liegen.
Es gebe noch immer einen "Kampf darum, was ein Festlandsockel" sei,
"und welche Grenzen wir auf dem Land und in der Luft haben", so der
türkische Staatschef. Diejenigen, die sich damals an den
Verhandlungstisch gesetzt hätten, so monierte er, seien den realen
Umständen nicht gerecht geworden.

Recep Tayyip Erdogan bei einem Treffen mit Gemeindevorstehern 2016

Der Konflikt zwischen Griechenland und der Türkei reicht weit in die
Vergangenheit zurück. Das macht ihn weder zu einem schicksalsgleichen
Verlauf noch zu einer in der beiderseitigen Mentalität tief
verankerten Unverträglichkeit zweier Völkerschaften. Hervorzuheben ist
vielmehr die offene oder verdeckte Einflußnahme äußerer Mächte wie
auch der den kapitalistischen Produktionsverhältnissen innewohnende
expansionistische Drang, welcher insbesondere in den Phasen der
Militärdiktatur eine nationalistische Begründung und Überhöhung fand.
Der Sieg im Griechisch-Türkischen Krieg von 1922 ermöglichte es der
jungen Türkei, die Bestimmungen des nach dem Ersten Weltkrieg
abgeschlossenen Vertrags von Sèvres teilweise nach ihren Vorstellungen
zu revidieren. Die Friedensgespräche wurden am 30. November 1922 vom
Völkerbund initiiert, ein bedeutender Zwischenschritt war die am 30.
Januar 1923 vereinbarte Konvention zum Bevölkerungsaustausch zwischen
beiden Ländern. Der am 24. Juli 1923 geschlossene Vertrag von Lausanne
legte die Grenzen fest und legalisierte die bereits vollzogene
Vertreibung von Griechen bzw. Türken nachträglich.

Der Vertrag war ein Gewaltakt zu Lasten der in den betreffenden
Regionen lebenden Menschen. Sie wurden durch die Grenzziehung
voneinander getrennt, und der Bevölkerungsaustausch rechtfertigte und
verschärfte Vertreibung und Verfolgung. Die Türkei erhielt Ost- und
Südostanatolien (Ostanatolien war im Vertrag von Sèvres für Armenien
vorgesehen gewesen), Ostthrakien (seither der europäische Teil der
Türkei) sowie Izmir (griechisch Smyrna). Griechenland behielt
Westthrakien. Zudem stimmte die Türkei der von Großbritannien am 5.
November 1914 proklamierten Annexion Zyperns zu, das bis zu dieser
Zustimmung formal zur Türkei gehört hatte, und gab ihre Ansprüche
gegenüber Ägypten und dem Sudan auf. Des weiteren wurde die
italienische Besetzung rund um Antalya revidiert. Im Gegenzug erkannte
der türkische Staat die italienische Souveränität über den Dodekanes
und Libyen an, die als Ergebnis des Osmanisch-Italienischen Krieges
von 1912 an Italien gefallen waren.

Nach dem Untergang des Osmanischen Reiches und der Doppelmonarchie
Österreich-Ungarn sah die Neuordnung seitens der Siegermächte eine
Friedenssicherung auf Grundlage klar definierter Nationalitätengrenzen
vor. Durch den Bevölkerungsaustausch sollten die durch nationale
Minderheiten ausgelösten Spannungen vermindert werden. Nicht nur für
einflußreiche Politiker jener Zeit wie Winston Churchill oder Edvard
Benes, sondern auch für den Völkerbund galt Bevölkerungsaustausch als
Paradigma für die friedliche Lösung ethnischer Konflikte.

Der Vertrag nutzte die Religionszugehörigkeit als Kriterium für die
nationale Zugehörigkeit und damit für die Umsiedlung. Aus Kleinasien
wurden 1,5 Millionen türkische Staatsangehörige griechisch-orthodoxen
Glaubens (zumeist gebürtige Griechen), aber auch Türken christlichen
Glaubens nach Griechenland ausgewiesen, während im Gegenzug rund
500.000 griechische Staatsangehörige muslimischen Glaubens (zumeist
gebürtige Türken und alle konvertierten Griechen) in die Türkei
auswandern mußten.

Die Zwangsumsiedlung brachte großes Leid über die Betroffenen, da sie
ihre Heimat verloren und nur ihr bewegliches Eigentum mitnehmen
durften. Viele Menschen starben im Zuge der häufig brutal
durchgesetzten Umsiedlungsmaßnahmen. Der größte Teil der zur
Umsiedlung vorgesehenen Bevölkerungsgruppen war jedoch schon vor 1923
vertrieben worden, wobei viele Angehörige der Minderheiten ermordet
wurden. Der britische Außenminister George N. Curzon, obgleich selbst
ein führender Vertreter des Imperialismus, bezeichnete den Vertrag von
Lausanne als "eine durch und durch schlechte und böse Lösung, für
welche die Welt während der nächsten hundert Jahre noch eine schwere
Buße" werde entrichten müssen. Er sollte Recht behalten.

Zwischen Griechenland und der Türkei kam es seither immer wieder zu
Konflikten insbesondere in bezug auf die Souveränität über die Ägäis.
Streitpunkte sind die Abgrenzung der Hoheitsgewässer und des
nationalen Luftraums, die ausschließlichen Wirtschaftszonen und die
Nutzung des Kontinentalschelfs sowie der demilitarisierte Status
einiger Inseln in der östlichen Ägäis, nicht zuletzt natürlich die
Zypernfrage. Die Nachbarländer und NATO-Partner sind seit Jahrzehnten
in einen kostspieligen Rüstungswettlauf verwickelt, 1996 wäre es fast
zu einem bewaffneten Konflikt gekommen. Angeheizt wurde dieser Prozeß
auch von deutschen Waffenproduzenten, die Athen und Ankara
wechselweise unter der Hand wissen ließen, daß die Gegenseite gerade
ein großes Kontingent Panzer bestellt habe. Bezeichnenderweise wurden
später die teuren griechischen Rüstungsaufträge an deutsche Hersteller
von den ansonsten scharfen Sparauflagen ausgenommen, welche die Troika
im Zuge der Schuldenkrise über Griechenland verhängte. Zu nennen ist
auch eine massive Einflußnahme von britischer und insbesondere
US-amerikanischer Seite, die für eine gewünschte innen- und
außenpolitische Ausrichtung der Regierungen sorgte, im Zweifelsfall
auch mittels einer Militärjunta.

Wenngleich die Beziehungen zwischen Griechenland und der Türkei also
nie einfach waren, gab es zwischenzeitlich doch Phasen der Entspannung
und Annäherung. Das hat sich unter dem Regime Recep Tayyip Erdogans in
jüngerer Zeit dramatisch geändert, da der türkische Präsident den
Nachbarn in den vergangenen Monaten immer wieder provoziert hat.
Kampfjets der beiden Länder lieferten einander Scharmützel über der
Ägäis und Ende November 2019 sicherte Erdogan dem libyschen Premier
Fayez Sarraj zu, ihn im Bürgerkrieg gegen den Warlord Khalifa Haftar
militärisch zu unterstützen. Parallel dazu unterzeichneten die beiden
Politiker ein Abkommen über die Ausbeutung von Gasvorkommen im
Mittelmeer. Dabei teilten sie dieses kurzerhand untereinander auf und
ignorierten dabei, daß in der beanspruchten Zone griechische Inseln
wie insbesondere Kreta liegen. Vor wenigen Tagen kündigte Erdogan an,
er wolle noch in diesem Jahr im östlichen Mittelmeer nach Gas bohren
lassen.

Auf griechischer Seite steht zu befürchten, daß Erdogan damit seinen
Einflußbereich endgültig auf griechisches Territorium ausdehnen will.
Werden Bohrschiffe von der türkischen Marine begleitet, wie das
bereits vor Nordzypern der Fall ist, will Athen seinerseits Militär in
Stellung bringen, um die eigene "Souveränität um jeden Preis zu
verteidigen", so Premier Kyriakos Mitsotakis. Diese Auseinandersetzung
ist jedoch für Griechenland höchst riskant, da Erdogan verschiedene
Zwangsmittel zu Gebote stehen, vor allem aber die Flüchtlingspolitik.
Eigenen Angaben zufolge hat die Türkei dreieinhalb Millionen
Flüchtlinge aus Syrien aufgenommen, die in Erdogans strategischen
Plänen eine maßgebliche Rolle spielen. Zum einen will er die kurdische
Bevölkerung im Südosten der Türkei wie auch im Norden Syriens
vertreiben und im Zuge einer ethnischen Säuberung durch syrische
Flüchtlinge ersetzen. Zum anderen instrumentalisiert er die
Flüchtlinge als Waffe gegen Griechenland und die EU, indem er immer
wieder droht, die Grenze zu öffnen.

In Griechenland halten sich derzeit etwa 100.000 Flüchtlinge auf.
Sowohl Mitsotakis als auch sein Vorgänger Alexis Tsipras haben es
versäumt, eine auch nur halbwegs verläßliche Infrastruktur für
geflohene Menschen aufzubauen. Indessen vermißt Athen auch in der
Flüchtlingskrise die Unterstützung der EU. Diese hat Griechenland im
Kontext des Abkommens mit der Türkei eine Pufferfunktion zugewiesen
und mahnt nun allenthalben an, die katastrophalen Lebensbedingungen
für Flüchtlinge insbesondere auf den Inseln zu verbessern. Dort hausen
Tausende Menschen zum Teil seit Jahren unter den erbärmlichsten
Bedingungen. Wirklich etwas dagegen unternommen haben aber auch die
Europäer nicht. Das spielt Erdogan in die Karten, der mit einer
Grenzöffnung größeren Umfangs diese Krise unmittelbar verschärfen
könnte.

In ihrer Not wendet sich die griechische Regierung nun an die USA, die
bereits 1987 und 1996 Konflikte zwischen Ankara und Athen geschlichtet
haben. Mitsotakis hielt sich jüngst zu einem Staatsbesuch in
Washington auf, weiß aber auch, wie unberechenbar die US-Außenpolitik
unter Donald Trump geworden ist. Dieser schätzt durchaus, daß
Griechenland zu den wenigen NATO-Mitgliedern gehört, die das
Zweiprozentziel erfüllen. Das zählt im Washington dieser Tage ebenso
viel wie das bekundete Interesse des griechischen Regierungschefs,
weitere Waffengeschäfte in den USA zu tätigen. Andererseits rühmt sich
Trump seines guten Verhältnisses zu Erdogan, als dessen großer Fan er
sich bezeichnet. [1]

Nun hofft die griechische Regierung auf Unterstützung der USA im
Gasstreit, zumal Washington das Gasabkommen zwischen der Türkei und
Libyen als "nicht hilfreich und provokativ" kritisiert hat. Da die
Türkei über eine vor wenigen Tagen eröffnete Pipeline mit russischem
Erdgas beliefert wird, setzt die US-Regierung auf das alternative
Projekt, das Griechenland, Zypern und Israel vereinbart haben. Diese
drei Länder wollen die Erdgasvorkommen im Mittelmeer anteilig
ausbeuten und mittelfristig eine unterseeische Pipeline von Israel
über Kreta nach Italien bauen, um darüber Europa mit Gas zu versorgen.
Wenngleich Washington die Europäer mehr oder minder zwingt, teures
Frackinggas aus den USA zu kaufen, ist der Trump-Regierung im
Zweifelsfall eine Lieferung über die geplante Mittelmeerpipeline immer
noch lieber aus als eine Versorgung aus Rußland.

Mitsotakis äußerte sich enttäuscht darüber, daß Griechenland nicht zu
dem für Sonntag geplanten internationalen Gipfel zu Libyen in Berlin
eingeladen wurde. Das sei falsch, da Griechenland Seegrenzen mit
Libyen habe. An dem Gipfel, zu dem Bundeskanzlerin Angela Merkel
eingeladen hatte, werden unter anderem die USA, Rußland, China,
Großbritannien, Frankreich, Italien, die Türkei, die Vereinigten
Arabischen Emirate, Ägypten, Algerien und die Republik Kongo
teilnehmen. Auch General Haftar hat seine Teilnahme signalisiert. Die
USA werden von Außenminister Mike Pompeo auf der Konferenz vertreten.
Mitsotakis hat in Athen Gespräche mit Khalifa Haftar geführt und
ranghohe EU-Funktionäre über seine Absicht informiert, eine mögliche
Friedensvereinbarung zu blockieren. "Griechenland wird auf der Ebene
eines (EU-)Gipfeltreffens nie eine politische Lösung zu Libyen
akzeptieren, die nicht als Vorbedingung die Annullierung dieser
Vereinbarung enthält", unterstrich der griechische Premier. [2]

Die von Erdogan angekündigte Suche nach Erdgas betrifft potentiell
auch ergiebige Regionen südlich von Kreta, die nach Auffassung
Griechenlands zur Ausschließlichen Wirtschaftszone des Landes gehören.
Wie das griechische Außenministerium dazu erklärt, sei der rechtliche
Status der Ägäis und der Inseln durch internationale Verträge
definiert und unumstritten. Die Ansprüche der Türkei änderten daran
nichts. Demgegenüber hat Kreta nach türkischer Lesart zwar
Hoheitsgewässer, aber keinen Festlandsockel, mithin auch keine
Ausschließliche Wirtschaftszone. Zudem bekräftigte Erdogan wiederholt,
daß es ohne die Zustimmung Libyens und der Türkei nicht mehr möglich
sei, in den betreffenden Gewässern Such- und Bohrarbeiten
durchzuführen oder eine Pipeline zu bauen. Ein ähnlicher Konflikt
besteht bereits mit Zypern. Dort nehmen türkische Schiffe seit 2019
Probebohrungen vor. Die EU-Staaten haben deshalb einen rechtlichen
Rahmen für Sanktionen gegen die Türkei geschaffen. Ankara weist den
Vorwurf, die Bohrungen seien illegal, zurück und erklärt, der
betroffene Meeresboden vor Nordzypern gehöre zum Festlandsockel der
Türkei. [3]

Da die Türkei einen hohen Energiebedarf hat, jedoch bei Öl und Gas zu
fast 100 Prozent von Importen abhängig ist, sucht sie mit allen
Mitteln nach eigenen Quellen und geht dafür auch militärische
Abenteuer ein. Diese sind zugleich ein Befreiungsschlag für Präsident
Erdogan, der auf diese Weise die diversen innenpolitischen
Krisenszenarien entschärft. Türkische Soldaten stehen im Nordirak, auf
syrischem Boden und nun auch in Libyen, um beim "Brudervolk"
Geschichte zu schreiben, wie Erdogan verkündet. Die Mehrheit im
türkischen Parlament folgt dem Präsidenten auch ohne UN-Mandat oder
NATO-Order bislang in jeden Kriegseinsatz. Der widerspenstigen
Opposition hält der Oberbefehlshaber entgegen, sie habe die osmanische
Geschichte vergessen und auch die der Republik, schließlich habe deren
Gründer, Kemal Atatürk, auf libyschem Boden gekämpft. Das liegt
allerdings mehr als hundert Jahre und noch vor Gründung der modernen
Türkei zurück und endete im Krieg gegen Italien bekanntlich mit einer
Niederlage des Osmanischen Reichs. [4]

Griechenland sitzt im eskalierenden Konflikt mit der Türkei am
kürzeren Hebel, zumal das Land vom Austeritätsregime der EU unter
deutscher Führung massiv geschädigt worden ist. Substantielle
Unterstützung hat Athen weder aus Brüssel noch Washington zu erwarten,
auch wenn sich die konservative Regierung den USA andient. Daß
Griechenland nicht einmal zum Krisengipfel nach Berlin eingeladen
wurde, obgleich seine Interessen unmittelbar betroffen sind, spricht
Bände.


Fußnoten:

[1] www.spiegel.de/politik/ausland/konflikt-zwischen-griechenland-und-der-tuerkei-der-schreckliche-nachbar-a-497be64b-97ba-492e-bccf-546afae9f5ab

[2] www.zeit.de/politik/ausland/2020-01/libyen-gipfel-griechenland-gasfelder-tuerkei-friedensabkommen

[3] www.zeit.de/politik/ausland/2020-01/tuerkei-erdogan-ankuendigung-gasbohrungen-ostmittelmeer

[4] www.sueddeutsche.de/politik/tuerkei-erdogan-libyen-1.4742476
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INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/2377: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen am 21. und 22. Januar 2020

Helle Panke

Veranstaltungen in der 4. Kalenderwoche 2020



Liebe Leserinnen und Leser,

im Unterschied zu unserem kürzlich verschickten Monatsnewsletter für Januar
ist es zu einer kleinen Änderung im Programm gekommen: Prof. Rolf Reißig
ist leider am 22. Januar verhindert. Er wird seinen Vortrag zum Thema "Eine
neue Transformation im 21. Jahrhundert?" am 24. März nachholen. Wir danken
Ingar Solty, dass er so kurzfristig am 22. Januar einspringen kann. Bei ihm
wird es ebenfalls um Transformation gehen. Sein brandaktueller Vortrag
trägt den Titel "Die Welt von Morgen: Szenarien unserer Zukunft zwischen
Katastrophe und Hoffnung".


Dienstag, 21. Januar 2020, 10:00 bis 12:00 Uhr


Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Einige Ursachen des Antisemitismus

Referentin: Ellen Brombacher

Moderation: Helga Labs

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Dienstag, 21. Januar 2020, 19:00 bis 21:00 Uhr

Politik im Gespräch

Prima Klima?

Was der Klimanotstand für die Berlinerinnen und Berliner bedeutet

Diskussion mit: Sören Benn (Bezirksbürgermeister von Pankow), Dr. Cornelia
Niemeitz (Leitstelle f. Nachhaltigkeit u. Klimaschutz & Klimawerkstatt
Spandau), Inga Jacobsen (Umweltwissenschaftlerin)

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Mittwoch, 22. Januar 2020, 19:00 bis 21:00 Uhr

Philosophische Gespräche

Die Welt von Morgen: Szenarien unserer Zukunft zwischen Katastrophe und
Hoffnung

Referent: Ingar Solty (Institut für Gesellschaftsanalyse der
Rosa-Luxemburg-Stiftung)

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Mittwoch, 22. Januar 2020, 19:00 bis 21:00 Uhr

Politik im Gespräch

Skandal Autoindustrie - Scheinlösung Elektromobilität

Referent: Winfried Wolf (Autor "Mit dem Elektroauto in die Sackgasse. Warum
die Elektromobilität den Klimawandel beschleunigt", Wien 2019)

Moderation: Frieder Bubl

Die Veranstaltung ist eine Kooperation von "Helle Panke" e.V. und
"Nord-Licht e.V."

Kosten: 3,00 Euro / ermäßigt 1,50 Euro

Ort: Nachbarschaftszentrum «Amtshaus Buchholz», Berliner Str. 24, 13127
Berlin

 * 

PUBLIKATIONEN

Reihe "hefte zur ddr-geschichte"

Heft 152: Das sogenannte Schürerpapier

Bankrotterklärung oder verhinderter Start in die zweite umfassende
Wirtschaftsreform der DDR?

Von: Jörg Roesler, 2020, 36 Seiten

Reihe "Pankower Vorträge"

Heft 226: Grund und Boden gehören in Gemeineigentum

"No man made the land? (John Stuart Mill)

Vorschläge für eine soziale Bodenordnung

Von: Christa Luft, 2020, 36 Seiten

Reihe "Pankower Vorträge"

Heft 225: Marxismus - Emanzipation und Politik

Gramsci und Sartre oder zu einigen Elementen aus der Publikation
"Westlicher Marxismus. Eine Einführung"

Von: Diethard Behrens, Kornelia Hafner, 2020, 60 Seiten

Reihe "Philosophische Gespräche"

Heft 59: Die Linke neu leben - Thesen für einen linken Nietzsche
heute

Eine Streitschrift von Paul Stephan, 2019, 50 Seiten

 * 

ANTIQUARIAT

In unserem Antiquariat finden Sie zehntausende Bücher aus den Bereichen
Belletristik, Geschichte, Geistes- und Sozialwissenschaften, Wörterbücher
u.v.m.

Rufen Sie uns an oder stöbern Sie einfach online.

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus
Versand) über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Januar 2020 
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07153: Maske gespielter Unschuld (SB)

Remisangebote sind mitunter ein feines taktisches Mittelchen, um die
Bereitschaft des Kontrahenten für riskante Unternehmungen zu wecken.
Vordergründig wird gar nicht ein Friedensschluß angestrebt. Es war
eher wie ein Sticheln mit einer scharfen Nadel. Die Turniergeschichte
kennt einige Beispiele, wo diese "Strategie" durchaus Früchte getragen
hat. So reagierte David Janowski sehr empfindlich auf einen
Remisvorschlag, weil er als kämpferischer Spieler nichts so sehr
verabscheute wie ein Unentschieden. In einer kritischen Phase der
Partie ließ er sich daher leicht zu waghalsigen Operationen verlocken.
Oft verbirgt sich ein Remisangebot auch hinter der Maske betulicher
Unschuld. Dem Gegner wird suggeriert, daß man partout keine Lust mehr
habe, die Partie fortzusetzen. Nun kehrt der andere seinen Stolz
hervor und möchte unter allen Umständen nachweisen, daß in der
Stellung mehr drin steckt als eine langweilige Punkteteilung. Die
psychologische Seite des Schachspiels ist ein noch weitgehend
unerforschtes Feld, wo noch viele Entdeckungen zu machen sind. Im
heutigen Rätsel der Sphinx bot Weiß Remis an, weil er der Meinung war,
daß nach 1...Tb3xa3 2.Da2-c4 jeder Kampfesfunke erloschen wäre.
Vielleicht hatte er aber auch bewußt diesen Eindruck hervorrufen
wollen, weil er nämlich eine bestimmte Fortsetzung zu Recht fürchten
mußte. Schwarz lehnte natürlich ab. Warum, Wanderer?
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Henri - Lohmann

Fernpartie 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die Ruhe auf dem Brett war von trügerischer Larvenhaftigkeit, aus ihr
kroch mit tiefschwarzen Flügeln die Motte des Untergangs: 1.Tf1xf7!
Tf8xf7 2.Sd4xe6! Lc5xe3+ 3.Kg1-h1 Dc7-c8 - 3...Dc7-c6 4.Sc3-d5 Dc6xd5
5.Lb3xd5 Lb7xd5 6.Se6-c7 oder 3...Dc7xe5 4.Dh5xe5 Lb7xg2+ 5.Kh1xg2 Tf7-
f2+ 6.Kg2-g3 Sd7xe5 7.Td1-d8+ - 4.Se6-c7 g7-g6 5.Lb3xf7+ Kg8-g7 6.Sc7-
e6+ Kg7xf7 7.Dh5xh7+ Kf7-e8 8.Dh7xg6+ Ke8-e7 9.Dg6-g7+ Ke7-e8 10.Sc3-
e4! Lb7xe4 11.Dg7-g8+ Ke8-e7 12.Dg8xc8 Ke7xe6 13.Dc8-e8+ Ke6-f5 14.De8-
h5+ und Schwarz gab auf.



Erstveröffentlichung am 28. Dezember 2006

17. Januar 2020
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